P R O T O K O L L

zur Sitzung des Landesschulbeirates vom 27. Mai 2015
Ort:


    Berliner Rotes Rathaus, Raum 337
Beginn:

    17:30 Uhr

Ende:


    21:05 Uhr

Teilnehmer:

    siehe Anwesenheitsliste
TOP 1:

Feststellung der Tagesordnung/Mitteilungen/Aktuelles
Der Vorsitzende, Herr Körner, eröffnet die Sitzung und begrüßt die Referenten, die Gäste und die Mitglieder. Als Gast ist Frau Takano-Forck vom Bundeselternrat anwesend. Das Gremium ist einverstanden, dass Gäste mit Rederecht teilnehmen. Die Tagesordnung wird ohne Änderungen angenommen. 
Mitteilungen:
· Die Tagesordnung für die Juni-Sitzung ist geplant (17.06.2015)

Redaktionsschluss 03. Juni 2015   BEACHTEN!!

a) Berliner Jugendportal

b) Datenschutz und Gremienarbeit

Fragen bitte bis zum Redaktionsschluss einreichen.
c) Ausstattung zum Schuljahr 2015/ 2016 Überblick, aktueller Stand im Rahmen einer mündlichen Anfrage

· Vorstandssitzung letzte Woche:
Beschluss, dass Frau Meyer-Adamietz in Stellvertretung im Fachbeirat Inklusion den LSB vertritt, falls Herr Körner nicht teilnehmen kann.

Der Vorstand bringt den Antrag zur Zusammenarbeit mit dem Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen gemeinsam ein.

· Fachsitzung 18.06.2015 zum Thema: Aktuelles in den Berufliche Schulen

Umlauf - Beginn: 17.00 Uhr

· Inklusion Fachbeirat tagt morgen (Zusammenarbeit Jugend-Schule, Bonusprogramm und neuer RLP Forum Inklusion am 03. Juni 2015 – Erfahrungsberichte aus anderen Bundesländern). Eine Fachsitzung des LSB wird dann geplant. Infos kommen per Email.

· Runder Tisch zum Thema OER-Prozess hat zweimal getagt. Es geht dabei um digitale Lern- und Lehrmittel auf einer Plattform mit der Möglichkeit des Zugriffes für Pädagogen, Schüler und Eltern – umfangreiches Vorhaben, der Runde Tisch dient dazu, dieses Vorhaben zu denken und Anstöße zur Umsetzung zu geben.
Im Frühjahr 2016 werden der Vorstand beim Projektleiter Herrn Pascal Koch anfragen, ob er das Gremium über den aktuellen Stand informieren kann, bei vorherigen Rückfragen bitte beim Vorsitzenden melden.

· Am 24. Juni 2015 lädt der Landeslehrerausschuss ein zum Forum mit den bildungspolitischen Sprechern - Einladung wurde per E-Mail verschickt.
· Grußwort des LSB beim VBE Berlin zur Jahrestagung - Es wurde eine weitere Zusammenarbeit vereinbart.

· Zur Homepage gibt es erste Rückmeldungen.
Tischvorlagen:

· Antwort SenBJW auf die Anfragen 20-2015 bis 26-2015 (Anlage 1)
· Zusammensetzung des Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen (Anlage 2)
TOP 2:

Bauen und Schulsanierung
Herr Staatssekretär Rackles:

Im letzten Jahr haben sich zwei Probleme bei der Bau- und Schulsanierung herausgestellt und zwar, dass Jahrzehnte unter Durchschnitt gebaut wurde, in den letzten Jahren unter 1 Prozent In den 90iger Jahren war das der dramatischen Haushaltslage geschuldet. Das politische Ziel ist der Durchschnitt von 1,2 %. An der Basis muss eine vernünftige transparente Erfassung erfolgen und anhand der Prioritätenliste wird abgearbeitet.
Im März dieses Jahres wurden an die Bezirke die Mittel ausgewiesen und die Bezirke müssen rückmelden. Es wird stark auf die Schulergänzungsbauten gesetzt. Beim Neubau ist mit bis zu 7 Jahren zu rechnen, was einfach zu lang ist. Es muss schneller gebaut werden, um dem Bedarf gerecht zu werden und das sollte, wenn die Gelder genutzt werden, innerhalb von 5 Jahren möglich sein.
Das Erfassungssystem vom Schulbau Hamburg kann nicht übernommen werden, da Berlin eine andere Struktur hat. 

Frau Würger berichtet aus den Bezirken:

Im letzten Jahr gab es eine Abfrage zum Sanierungsbedarf der Berliner Schulen in den Bezirken. Es wurden extrem unterschiedliche Daten erfasst. Eine AG wurde gebildet um den Erfassungsmodus zu ändern und die Datenlage vergleichbar zu machen. Im Herbst muss in den Bezirken einheitlich ermittelt werden, um Prioritäten und den Stand der Sanierung sowie Neubauten, die in 7 Jahren fertig sein müssen, zu erkennen. Den Schulträgern ist aufgegeben immer eine Gesamtplanung für den Standort zu machen. Ohne die Schulergänzungsbauten wird der Bedarf an Schulplätzen nicht gedeckt werden können.
Der Landesschulbeirat soll regelmäßig alle zwei Monate über den Stand der Schulsanierungen informiert werden.

Ein Mitglied gibt die Anlage 2 zum Protokoll.
TOP 3:

Fragen des Landesschulbeirats zu aktuellen Themen

Die Antworten auf die Anfragen 20-2015 bis 26-2015 sind der Anlage 1 zu entnehmen.

Anfr 19-2015 (Einsehbarkeit Klausuren und Prüfungsprotokolle des Abiturs)
Weshalb sind korrigierte Klausuren und Prüfungsprotokolle des Abiturs erst nach Verleihung der Abiturzeugnisse einsehbar und inwiefern wird damit noch dem Recht des Schülers entsprochen, seine Noten, die ja spätestens seit Mitteilung der Prüfungsergebnisse feststehen, ungehindert anzufechten?
 
Begründung:
Jeder Schüler hat das Recht, seine Noten anzufechten. Gerade beim Abitur, dessen Durchschnitt in vielen Fällen die Studiums- und Universitätswahl maßgeblich beeinflusst, können Schüler gegen ihre Noten klagen, auch um einen besseren und dem angestrebten Studiengang genügenden Abiturdurchschnitt zu erreichen.
Allerdings bedarf es der Einsicht in Prüfungsprotokolle bzw. in die korrigierten Klausuren, um gerichtlich gegen mögliche Unregelmäßigkeiten in der Bewertung sinnvoll vorgehen zu können.
Die Möglichkeit zur Einsicht hat der Schüler aber erst nach Verleihung der Abiturzeugnisse im Juli. Er kann eine Anfechtung also überhaupt erst zu einem Zeitpunkt in die Wege leiten, an dem er sich eigentlich schon für einen Studienplatz bewerben müsste.
Dies sehe ich sehr kritisch, da die Noten im Einzelnen bereits Wochen vor der Abiturverleihung feststehen und betroffene Schüler dementsprechend schon weitaus früher eine Anfechtung in die Wege leiten könnten, würde man ihnen die Prüfungsprotokolle nicht vorenthalten.


Der Rechtsschutz gegen Prüfungsentscheidungen richtet sich grundsätzlich nach den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung und des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Hiernach kann gegen einen Verwaltungsakt erst dann ein Rechtsmittel eingelegt werden, wenn dieser bekanntgegeben wurde.

Die Bekanntgabe des Verwaltungsakts der Prüfungsentscheidung im Abitur richtet sich nach den Bestimmungen der VO-GO. Gemäß § 45 VO-GO werden die Gesamtergebnisse der Prüfungen und das Ergebnis der Abiturprüfung nach Feststellung durch den Prüfungsausschuss bekanntgegeben. Dies erfolgt erst nachdem alle Prüfungen abgeschlossen sind.

Hiervon gibt es jedoch eine Ausnahme für die 5. Prüfungskomponente. Durch eine Neuregelung von § 44 VO-GO ist es möglich, dass die Bekanntgabe der Prüfungsentscheidung der 5. Prüfungskomponente bereits kurze Zeit nach Ablegen dieser Prüfung erfolgt, nach Abschluss der Beratungen des Fachausschusses. Damit ist Rechtsschutz gegen diese Prüfungsentscheidung bereits ab diesem Zeitpunkt möglich. 
TOP 4:
Annahme von Protokollen
Das Protokoll der Sitzung vom 18.03.2015 wird ohne Änderungen angenommen.
TOP 5:

Berichte der Schülerinnen und Schüler

entfällt
TOP 6:

Vorstellung des Landesbeirats für Menschen mit Behinderung
Herr Dr. Jürgen Schneider erläutert gem. der beiliegenden Anlage 3 die Aufgaben, die Zusammensetzung und die Struktur des Landesbeirats für Menschen mit Behinderungen.
TOP 7
Anträge
A02/2015 (Zusammenarbeit mit dem Landesbeirat für Menschen mit Behinderung)
Der Antrag wird bei 3 Enthaltungen mehrheitlich angenommen. Herr Körner freut sich auf die Zusammenarbeit.
Vertagter Antrag aus der Sitzung vom 15.04.2015 von Herrn Sylvio Wagner
Nach Diskussion wird durch Geschäftsordnungsantrag mit 14 Ja-, 6 Gegenstimmen und 7 Enthaltungen beschlossen über den Antrag heute abzustimmen.

Der Antrag wird mit 4 Ja-, 16-Gegenstimmen und 7 Enthaltungen abgelehnt.

TOP 8:

Entwurf zur Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung und der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsfachschulen des Landes Berlin

Referent: Herr Schmidt (SenBJW)

Herr Schmidt erläutert die Änderungen anhand der Synopse:

- Beim Übergang in die Jahrgangsstufe 7 der SESB wird bei der Berechnung der Durchschnittsnote die ab Jahrgangsstufe 5 unterrichtete zweite Fremdsprache einfach gewichtet. 

Beim Übergang von SESB in das Gymnasium gilt künftig als Auswahlkriterium bei einer Übernachfrage die Förderprognose für das Gymnasium und die Durchschnittsnote.

Eine weitere Änderung ergibt sich aus der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts, so dass die beiden freigehaltenen Plätze an SESB-Eingangsklassen nicht mehr vorrangig für Kinder aus hochmobilen Familien zur Verfügung stehen.

- Neu aufgenommen in das Netzwerk mathematisch-naturwissenschaftlich profilierten Gymnasien in Kooperation mit der HU Berlin wurde die Käthe-Kollwitz-Schule.

- Bei den Sportschulen wird die Sportart „Rhythmische Sportgymnastik“ ab Klasse 5 neu aufgenommen.

- In der Staatlichen Ballettschule wurde die Aufnahmeregelung für die Berufsfachschule angepasst.

- Die bereits seit langem bestehende Aufnahmekapazität am Musikgymnasium Carl-Philipp-Emanuel-Bach von 165 Plätzen wird in der Verordnung fixiert.

- Im ebenfalls musikalisch profilierten Händel-Gymnasium sollen interessierte Schüler vorrangig vom Carl-Philipp-Emanuel-Bach-Musikgymnasium aufgenommen werden (Auffanglösung).

- In der Bettina-von-Arnim-Schule wurde ein Aufnahmekriterium verändert.

- Die Aufnahmebedingung für Schüler ohne Förderprognose an Schnelllerner-Gymnasien wurde korrigiert, um die Aufnahme von Zuzüglern (z. B. aus anderen Bundesländern) angemessener berücksichtigen zu können.

- Bei der Schulfarm Insel Scharfenberg werden in Anpassung an die Anmelderealität bei Mindernachfrage - pro Zug - nur noch 2 Plätze im Kontingent für Internatsschüler freigehalten, die für Quereinsteiger zur Verfügung stehen.

- Alle Änderungen sind mit den Schulen abgestimmt.

Es ergeben sich Nachfragen und eine Diskussion zu den Sportschulen zu Dopingtests und 

und wie den Schülern ein gleitender Übergang ermöglicht wird, wenn sie die sportlichen Leistungen nicht mehr erbringen.

Die Bedenken werden vom Vorsitzenden aufgenommen und in der Stellungnahme berücksichtigt. Ein Wunsch ist es, dass die Klassenkonferenz beteiligt wird, wenn ein Schüler eine Sportschule verlassen soll. Herr Körner bittet die Mitglieder ihre Einwände zu verschriftlichen und an die Geschäftsstelle zu senden. Daraus wird die Stellungnahme erarbeitet.

TOP 9:
Elternfortbildung
Frau Ruby Mattig-Krone (Qualitätsbeauftragte der Senatorin)

Frau Mattig-Krone bietet aufgrund der fortgeschrittenen Zeit an, den Tagesordnungspunkt auf eine nächste Sitzung zu verschieben.

TOP 10:

Verschiedenes
entfällt
Frank Körner






Gabriele Safferthal


(Vorsitzende)






(Protokollantin)
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